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Ein Überblick zu Wahlmodus, Amtsdauer, Wählbarkeit, Präsidentenamt, Ehrenpräsident und Ausschüssen. Die Wahl 

des Verwaltungsrats gehört zu den unübertragbaren Kernkompetenzen der Generalversammlung. Mit BGE 148 III 69 

und den Folgeurteilen hat das Bundesgericht zudem klargestellt, dass Fehler bei Wahl und Amtsdauer nicht als 

blosse Formalität behandelt werden dürfen: Sie können zu einem Organisationsmangel führen und die Gültigkeit 

späterer Beschlüsse infrage stellen. Im nachfolgenden Beitrag geben die Autoren einen praxisorientierten Über-

blick und zeigen die wichtigsten Folgerungen für Statuten, Organisation und Corporate Governance auf.1
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1. Gesetzlicher Rahmen

Ausgangspunkt für die Wahl des Verwaltungs-
rats ist das Paritätsprinzip des Aktienrechts: Die 
Generalversammlung, der Verwaltungsrat und – 
soweit vorhanden – die Revisionsstelle verfügen 
je über einen eigenen, gesetzlich zugewiesenen 
Kompetenzbereich. Die Wahl der Mitglieder des 
Verwaltungsrats liegt dabei im Kernbereich der 
Generalversammlung. Davon kann nicht abge-
wichen werden. Die ordentliche Generalversamm-
lung hat jährlich innerhalb von sechs Monaten 
nach Abschluss des Geschäftsjahrs stattzufin-
den; an ihr werden die Verwaltungsratsmitglieder 
regelmässig (wieder-)gewählt.2

2. Wahl des Verwaltungsrats

Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden durch 
die Generalversammlung gewählt.3 Bei börsen-
kotierten Gesellschaften ist die Einzelwahl zwin-
gend. Bei nicht börsenkotierten Gesellschaften 
gilt ebenfalls grundsätzlich die Einzelwahl; die 

Statuten können jedoch eine andere Wahlform 
vorsehen, und auch der Vorsitzende der Gene-
ralversammlung kann mit Zustimmung aller ver-
tretenen Aktionäre eine abweichende Wahlform 
anordnen. So können etwa die Verwaltungsräte 
«in globo» gewählt werden. Wiederwahl ist in 
beiden Konstellationen, das heisst bei börsen-
kotierten und bei nicht börsenkotierten Gesell-
schaften, zulässig.4

Praktisch empfiehlt sich auch bei nicht bör-
senkotierten Gesellschaften eine klare, per-
sonenbezogene Wahl. Sie erhöht die Trans-
parenz, reduziert Streit über den Umfang des 
Wahlbeschlusses und schafft eine tragfähige 
Grundlage für die spätere Beurteilung von 
Amtsdauer, Verantwortlichkeit und Handels-
registerlage.
Nicht rechtskonform ist die statutarische Fest-
legung einer automatischen Wiederwahl im Fall 
einer Pattsituation im Aktionariat, d.h., wenn es 
nicht gelingt, Mehrheiten für den Verwaltungs-
rat zu gewinnen. Dies wäre mit dem unüber-
tragbaren Recht der Generalversammlung, den 
Verwaltungsrat zu wählen, nicht vereinbar, da 

eine Wahl zwingend durch die Generalversamm-
lung zu erfolgen hat.5 Folglich ist eine solche 
statutarische Klausel nichtig.6 Generell muss 
damit gemäss Bundesgericht die Fortsetzung 
eines Verwaltungsratsmandats auf einer posi-
tiven Willensäusserung der Generalversamm-
lung beruhen.7 So entschied das Bundesgericht 
etwa, dass trotz statutarischer Grundlage auch 
keine stillschweigenden Wiederwahlen erfol-
gen können, selbst wenn die Wiederwahlen bloss 
«vergessen» wurden.8

3. Amtsdauer des Verwaltungsrats

Bei Gesellschaften, deren Aktien an einer Börse 
kotiert sind, endet die Amtsdauer spätestens 
mit dem Abschluss der nächsten ordentlichen 
Generalversammlung. Von diesem Wahlrhyth-
mus kann aufgrund von Art. 95 Abs. 3 BV nicht 
abgewichen werden.9 Für nicht börsenkotierte 
Gesellschaften beträgt die gesetzliche Amts-
dauer drei Jahre, sofern die Statuten nichts 
anderes bestimmen; die Amtsdauer darf jedoch 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_95
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sechs Jahre nicht überschreiten. Die Wieder-
wahl bleibt möglich.10 Jede Veränderung im 
Mitgliederbestand des Verwaltungsrats ist dem 
Handelsregister anzumelden; die Anmeldung 
richtet sich nach Art. 17 f. HRegV.11

In der Praxis beginnt das Mandat mit der Annahme 
der Wahl.12 Wie lange es konkret dauert, bestimmt 
sich bei nicht börsenkotierten Gesellschaften 
indessen nicht abstrakt, sondern nach Gesetz, 
Statuten und dem konkreten Wahlbeschluss. 
Gerade deshalb sollten Statutenbestimmungen 
zur Amtsdauer präzis und widerspruchsfrei for-
muliert werden.

4. �Folgen einer unterbliebenen oder 
fehlerhaften (Wieder-)Wahl

Die wichtigste Zäsur bildet BGE 148 III 69. Das 
Bundesgericht verneinte eine stillschweigende 
Verlängerung des Verwaltungsratsmandats:13 
Wird innerhalb der massgebenden Frist keine 
Generalversammlung durchgeführt oder die 
Wahl des Verwaltungsrats nicht traktandiert, 
endet das Mandat spätestens mit Ablauf des 
sechsten Monats nach Schluss des betreffenden 
Geschäftsjahrs. Die Strenge dieser Rechtspre-
chung wurde im späteren Urteil des Bundes-
gerichts 4A_508/2023 zwar nicht aufgehoben, 
aber insofern relativiert, als das Bundesgericht 
im konkreten Fall nicht auf eine starre Sechs-
monatsregel abstellte, sondern massgeblich auf 
die Auslegung der Statuten und der Wahlbe-
schlüsse einer kleinen, von wenigen Aktionären 
geprägten Gesellschaft. Bei nicht börsenkotier-
ten Gesellschaften hängt somit die Beurteilung 
wesentlich von der konkreten Statuten- und 
Beschlusslage ab.14

Die Folgen sind einschneidend. Nach Ablauf 
der Amtsdauer verbleiben die bisherigen Mit-
glieder nicht als formelle Organe im Amt, son-
dern nur noch als faktische Organe. Als solche 
sind sie namentlich nicht befugt, eine General-
versammlung einzuberufen, die gültig über ihre 
Wiederwahl beschliesst. Wird die Generalver-
sammlung dennoch durch ein nicht mehr im 
Amt stehendes Verwaltungsratsmitglied ein-
berufen, sind die dort gefassten Beschlüsse 
grundsätzlich nichtig, sofern keine Universal-
versammlung vorliegt.15 Dabei kann die Univer-
salversammlung in der Form einer physischen, 
hybriden oder virtuellen Generalversammlung 
stattfinden oder der Beschluss auf dem Zirku-
larweg gefasst werden.16

Kann der Mangel nicht intern behoben wer-
den, liegt ein Organisationsmangel im Sinne von 
Art. 731b OR vor. In Betracht kommen dann 
insbesondere eine Universalversammlung, die 
Einberufung durch die Revisionsstelle, soweit 
diese gültig im Amt ist,17 oder gerichtliche Mass-
nahmen nach Art. 731b OR.18

5. Wählbarkeitsvoraussetzungen

Seit dem Wegfall der früheren Nationalitäts-, 
Wohnsitz- und Aktionärserfordernisse sind grund-
sätzlich alle natürlichen handlungsfähigen Per-
sonen als Mitglieder des Verwaltungsrats wähl-
bar.19 Eine juristische Person kann dagegen nicht 
selbst Verwaltungsratsmitglied sein; zulässig ist 
aber, dass eine juristische Person eine natürli-
che Person in den Verwaltungsrat entsendet 
oder vorschlägt.20

Das Aktienrecht kennt keine allgemeinen gesetz-
lichen Befähigungs- oder Unabhängigkeitsvor-
aussetzungen für Verwaltungsratsmitglieder. Die 
Gesellschaft ist deshalb gut beraten, die Wähl-
barkeit nicht nur formal, sondern materiell zu 
verstehen: Entscheidend sind Eignung, zeitliche 
Verfügbarkeit, Integrität, Branchenverständnis, 
Teamfähigkeit und – in grösseren Gremien – die 
Fähigkeit, in Ausschüssen sachgerecht mitzu-
wirken. Gesetzlich zwingende Spezialanforde-
rungen bestehen nur punktuell, etwa im Ban-
ken- und Versicherungsaufsichtsrecht.21 Sodann 
sieht das Gesetz eine Unvereinbarkeit vor: Ein 
Mitglied des Verwaltungsrats darf nicht gleich-
zeitig Revisor sein.22

Statutarische Wählbarkeitsvoraussetzungen sind 
zulässig, müssen jedoch sachlich begründet sein 
und dürfen das Gleichbehandlungsgebot nicht 
verletzen. In Betracht kommen etwa Altersgren-
zen, Mandatsobergrenzen, fachliche Mindest-
anforderungen oder auch die statutarische Vor-
gabe einer Aktionärseigenschaft. Börsenkotierte 
Gesellschaften müssen überdies in den Statu-
ten die Höchstzahl von vergleichbaren Tätigkei-
ten bei anderen Unternehmen mit wirtschaftli-
chem Zweck festlegen.23

Bestehen in Bezug auf das Stimmrecht oder die 
vermögensrechtlichen Ansprüche mehrere Kate-
gorien von Aktien, so ist durch die Statuten den 
Aktionären jeder Kategorie die Wahl wenigstens 
eines Vertreters im Verwaltungsrat zu sichern.24 
Die Statuten können besondere Bestimmungen 
zum Schutz von Minderheiten oder einzelnen 
Gruppen von Aktionären vorsehen.25

6. �Wahl und Amtsdauer des 
Verwaltungsratspräsidenten

Die Wahl des Präsidenten des Verwaltungsrats 
folgt einem eigenen Regime.26 Bei börsenko-
tierten Gesellschaften wählt die Generalversamm-
lung einen der Verwaltungsräte zum Präsiden-
ten; seine Amtsdauer endet spätestens mit dem 
Abschluss der nächsten ordentlichen General-
versammlung. Bei nicht börsenkotierten Gesell-
schaften wählt demgegenüber grundsätzlich der 
Verwaltungsrat eines seiner Mitglieder zum Prä-
sidenten. Die Statuten können allerdings vor-
sehen, dass auch hier die Generalversammlung 

den Präsidenten wählt.27 Dies kann etwa gebo-
ten sein, um Spannungen im Aktionariat ent-
gegenzuwirken.28

Wiederwahl ist in beiden Fällen zulässig. Wird 
die Präsidentenstelle vakant, ernennt der Verwal-
tungsrat für die verbleibende Amtsdauer einen 
neuen Präsidenten; die Statuten können andere 
Regeln vorsehen. Zu beachten ist, dass die Amts-
dauer als Präsident – je nach Statuten oder Kon
stitutionsbeschluss – kürzer sein kann als die-
jenige als Mitglied des Verwaltungsrats. Das Amt 
als Präsident setzt zudem stets ein fortbeste-
hendes Verwaltungsratsmandat voraus.29

Der Vizepräsident ist gesetzlich nicht vorge-
schrieben, in der Praxis aber häufig zweckmäs-
sig. Er kann insbesondere bei Verhinderung 
oder Interessenkonflikten des Präsidenten ein-
springen und so die Funktionsfähigkeit des Gre-
miums sichern.30

7. Wahl des Ehrenpräsidenten

Der Ehrenpräsident des Verwaltungsrats findet 
im Gesetz keine Grundlage. Es handelt sich 
nicht um ein gesetzliches Organamt, sondern 
um einen Ehrentitel, der – je nach Statuten, 
Organisationsreglement oder gelebter Praxis – 
vom Verwaltungsrat oder von der Generalver-
sammlung verliehen werden kann. Mangels 
gesetzlicher Regelung begründet der Ehrentitel 
für sich allein weder Organstellung noch gesetz-
liche Zuständigkeiten.31

Regelmässig ist die Stellung des Ehrenpräsiden-
ten nicht befristet. Sie endet typischerweise 
durch Tod, Verzicht oder Widerruf durch das-
jenige Organ, das den Titel verliehen hat. Die 
Bezeichnung «Ehrenpräsident» ist zudem nicht 
handelsregisterfähig. Aus Governance-Sicht 
empfiehlt es sich, die Rolle – sofern sie über-
haupt vorgesehen wird – im Organisations-
reglement klar zu umschreiben, namentlich 
hinsichtlich Teilnahme an Sitzungen, Geheim-
haltung, Interessenkonflikten und Kommunika-
tion nach aussen.32

Pflichtrechtlich ist zu differenzieren. Nimmt der 
Ehrenpräsident faktisch regelmässig an Verwal-
tungsratssitzungen teil, prägt Diskussionen oder 
wird in Entscheidungsprozesse eingebunden, 
kann er als De-facto-Organ qualifiziert werden. 
Massgeblich ist nicht der Titel, sondern ob die 
Person tatsächlich Organen vorbehaltene Ent-
scheide trifft oder die Willensbildung der Gesell-
schaft massgebend mitbestimmt. In diesem Fall 
gelten die aktienrechtliche Sorgfalts- und Treue-
pflicht nach Art. 717 OR und die Verantwort-
lichkeit nach Art. 754 OR vollumfänglich.33 Bleibt 
die Mitwirkung des Ehrenpräsidenten hingegen 
unterhalb der Schwelle zur faktischen Organ-
schaft – etwa bei rein beratender Teilnahme ohne 
eigene Entscheidbefugnis –, fehlt die gesell-

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/686/de#art_17
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schaftsrechtliche Pflichtenstellung. In diesem Fall 
muss die Geheimhaltungspflicht vertraglich abge-
stützt werden, sei es durch eine Vertraulichkeits-
vereinbarung oder durch eine entsprechende 
Klausel im Organisationsreglement.

8. �Wahl und Amtsdauer 
von Ausschüssen

Der Verwaltungsrat kann zur Vorbereitung und 
Ausführung seiner Beschlüsse oder zur Über-
wachung von Geschäften Ausschüsse bilden 
oder einzelne Mitglieder damit betrauen.34 Sol-
che Ausschüsse sind Ausfluss der Selbstorga-
nisation des Verwaltungsrats und bedürfen – 
jedenfalls soweit ihnen Entscheidkompetenzen 
übertragen werden – einer sachgerechten Grund-
lage im Organisationsreglement.35

Für gewöhnliche Verwaltungsratsausschüsse 
enthält das Gesetz keine eigenständigen Regeln 
zu Wahl und Amtsdauer. Zuständig für die Bestel-
lung ist grundsätzlich der Verwaltungsrat selbst, 
soweit nicht Statuten oder Organisationsregle-
ment etwas anderes vorsehen. Die Amtsdauer 
folgt in der Regel dem Konstitutionsbeschluss 
oder dem Organisationsreglement; jedenfalls 
kann die Ausschussfunktion das zugrunde lie-
gende Verwaltungsratsmandat nicht überdau-
ern. Zweckmässig ist es, Zusammensetzung, 
Aufgaben, Berichterstattung, Entscheidkompe-
tenzen und Dauer im Organisationsreglement 
ausdrücklich zu regeln.36

Eine Besonderheit gilt für börsenkotierte Gesell-
schaften: Der Vergütungsausschuss ist für diese 
Gesellschaften gesetzlich vorgeschrieben. Seine 
Mitglieder werden von der Generalversammlung 
einzeln gewählt; wählbar sind nur Mitglieder des 
Verwaltungsrats. Die Amtsdauer endet mit dem 
Abschluss der nächsten ordentlichen General-
versammlung; Wiederwahl ist möglich. Ist der 
Ausschuss nicht vollständig besetzt, ernennt 
der Verwaltungsrat die fehlenden Mitglieder für 
die verbleibende Amtsdauer, soweit die Statu-
ten keine andere Regelung vorsehen.37

9. �Praktische Folgerungen und 
Auslegungsfragen

Die jüngere Rechtsprechung zwingt Gesell-
schaften dazu, Statuten, Wahlbeschlüsse und 
Corporate-Governance-Praxis sorgfältig auf
einander abzustimmen. Besonders wichtig sind 
ein verlässlicher Generalversammlungsfahr-
plan, klare Formulierungen zur Amtsdauer, eine 
bewusste Konstituierung des Präsidenten und 
eine saubere Regelung der Ausschüsse im Orga-
nisationsreglement.
Im M&A-Kontext ist die Thematik inzwischen 
Teil der gesellschaftsrechtlichen Due Diligence. 

Es sollte nicht mehr nur geprüft werden, wer im 
Handelsregister eingetragen ist, sondern auch, 
ob Wahlakte und Amtsdauern materiell gültig 
sind. Fehlende oder verspätete Wiederwahlen 
können Transaktionssicherheit, Beschlusslage 
und Vertretungsverhältnisse erheblich beein-
trächtigen.38

Die jüngere Rechtsprechung zeigt, dass die Frage 
nach der Amtsdauer nicht bei jeder Gesellschaft 
schematisch beantwortet werden darf. Beson-
ders bei nicht börsenkotierten, personalistisch 
geprägten Gesellschaften ist sorgfältig zu prüfen, 
wie Statuten und Wahlbeschlüsse im konkre-
ten Zusammenhang auszulegen sind. Das betrifft 
namentlich Formulierungen wie «für ein Jahr», 
«bis zur nächsten ordentlichen Generalversamm-
lung» oder Mischformen, die kalendarische und 
organschaftliche Elemente miteinander verbin-
den. Je kleiner und personennäher die Gesell-
schaft, desto eher gewinnt die vertragsnahe Aus-
legung der Statuten an Gewicht.
Aufschlussreich ist in diesem Zusammenhang 
die Behandlung von Mischformulierungen. Im 
Urteil 4A_508/2023 anerkannte das Bundes-
gericht bei einer kombinierten Klausel («für 
ein Jahr» bzw. «bis zur nächsten ordentlichen 
Generalversammlung») eine kumulative Betrach-
tungsweise: Das Mandat dauert höchstens so 
lange, wie die kalendarische Komponente vor-
gibt, kann aber durch die früher stattfindende 
Generalversammlung vorzeitig enden. Das Gericht 
hielt dabei fest, dass die gesetzliche Sechsmo-
natsfrist für die Einberufung der Generalversamm-
lung nach Art. 699 Abs. 2 aOR lediglich eine 
Ordnungsfrist darstellt und das Mandat nicht auto-
matisch enden lässt, solange die statutarische 
Höchstdauer noch nicht abgelaufen ist.39 Fehlt 
hingegen eine solche klare zeitliche Komponente 
in den Statuten oder unterbleibt die Wahl gänz-
lich, greift die strenge Regel des BGE 148 III 69, 
wonach das Mandat spätestens sechs Monate 
nach Geschäftsjahresende erlischt.
Für die Praxis folgt daraus vor allem eines: Die 
Gesellschaft sollte nicht nur «irgendwie» wäh-
len, sondern die zeitliche Reichweite des Man-
dats ausdrücklich festhalten. Empfehlenswert 
ist ein stringenter Wortlaut, der entweder an ein 
bestimmtes Datum oder an den Abschluss einer 
genau bezeichneten ordentlichen General-
versammlung anknüpft. Wer demgegenüber 
unklare Kombinationen wählt, verlagert das Pro-
blem bloss in die Zukunft – oft in einen Prozess, 
in dem gerade um die Legitimation des Verwal-
tungsrats gestritten wird.
Bei der Beurteilung eines möglichen Organisa-
tionsmangels ist deshalb die gesamte Wahlkette 
zu analysieren: Statuten, Einladung zur Gene-
ralversammlung, Traktandierung, Protokollie-
rung, Annahme der Wahl, Konstituierungsbe-
schlüsse und allfällige spätere Wiederwahlen. 
Der Handelsregisterstand allein genügt dafür 

nicht. Im Transaktionsumfeld ist diese Chrono-
logie heute ein regulärer Bestandteil einer sorg-
fältigen Corporate-Governance-Due-Diligence.40

10. �Abberufung, Rücktritt 
und Handelsregister

Nebst dem Ablauf der Amtsdauer sind auch die 
übrigen Beendigungsgründe sauber zu unter-
scheiden. Verwaltungsratsmitglieder können von 
der Generalversammlung grundsätzlich jeder-
zeit abberufen werden, soweit sie von ihr gewählt 
wurden. Daneben bleibt der jederzeitige Rück-
tritt möglich. Diese Elastizität ist funktional, darf 
aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass ein 
kollektiver oder ungeordneter Rücktritt in der 
Krise selbst neue Pflichtverletzungsfragen aus-
lösen kann, wenn der Gesellschaft keine realis-
tische Möglichkeit bleibt, die Organisation geord-
net wiederherzustellen.41 Weiter endet das Mandat 
mit Wegfall eines Wählbarkeitserfordernisses 
oder mit dem Tod.
Beim Präsidentenamt kommt zusätzlich hinzu, 
dass zwischen dem Mandat als Verwaltungs-
ratsmitglied und der Funktion als Präsident zu 
unterscheiden ist. Wer als Präsident abberufen 
oder ersetzt wird, bleibt nicht automatisch auch 
als Verwaltungsrat ausser Amt. Umgekehrt setzt 
die Präsidentenfunktion stets ein fortbestehen-
des Verwaltungsratsmandat voraus. In der Praxis 
empfiehlt sich deshalb, Abberufung, Suspen-
sion, Vakanz und interimistische Stellvertretung im 
Organisationsreglement präzise zu regeln, nament-
lich wenn ein Vizepräsident vorgesehen ist.42

Der Handelsregistereintrag hat schliesslich vor 
allem deklaratorische Bedeutung. Er kann eine 
materiell abgelaufene Amtsdauer nicht heilen. 
Intern bleibt daher zu prüfen, ob das Organ 
wirksam im Amt ist. Im Drittverkehr kann der 
Registereintrag jedoch weiterhin erhebliche 
Bedeutung entfalten, weil gutgläubige Dritte 
sich grundsätzlich auf den veröffentlichten Ver-
tretungsstand verlassen dürfen. Die Governance-
Praxis muss deshalb beides im Auge behalten: 
die innere Gültigkeit der Organstellung und die 
äussere Publizitätswirkung des Registers.43

Für die registerrechtliche Praxis stellt sich die 
Frage, wie das Handelsregisteramt mit Mutati-
onsanmeldungen umgeht, wenn die Amtsdauer 
des anmeldenden Verwaltungsratsmitglieds 
materiell abgelaufen ist. Das Handelsregister-
amt prüft primär die formellen registerrechtli-
chen Voraussetzungen; seine Prüfungsbefugnis 
hinsichtlich des materiellen Rechts ist auf die 
Einhaltung zwingender Gesetzesbestimmungen 
beschränkt. Stellt es fest, dass die gesetzlich 
vorgeschriebene Organisation mangelhaft ist, 
fordert es die Gesellschaft gemäss Art. 939 
Abs. 1 OR zur Behebung des Mangels innert 
Frist auf. Wird der Mangel nicht behoben, über-
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weist das Registeramt die Angelegenheit dem 
zuständigen Gericht zur Anordnung von Massnah-
men nach Art. 731b OR.44 Die Anmeldepflicht 
nach Art. 931a OR besteht dabei grundsätzlich 
fort: Solange kein Gericht einen Sachwalter ein-
setzt oder die Löschung anordnet, bleibt die ein-
getragene Person für die Anmeldung von Ände-
rungen verantwortlich. Erst mit der gerichtlichen 
Einsetzung eines Sachwalters geht die Vertre-
tungs- und Anmeldebefugnis auf diesen über.

11. �Praktische Checkliste für 
Gesellschaft und Due Diligence

Für die laufende Gesellschaftsorganisation emp-
fiehlt sich ein standardisierter Wahlkalender. Er 
sollte mindestens die folgenden Punkte abde-
cken:
•	 Fristen für die ordentliche Generalversamm-

lung und Traktandierung der (Wieder-)Wahl 
des Verwaltungsrats;

•	 Präsidentenwahl und allfällige Wahlen des 
Vergütungsausschusses;

•	 nachfolgende Konstituierung des Verwaltungs-
rats und Protokollierung;

•	 Abstimmung von Statuten und Organisa
tionsreglement, damit Amtsdauer, Organ-
funktionen und Ausschussmandate keine 
widersprüchlichen Signale aussenden.

Im streitigen oder transaktionsbezogenen Kon-
text sollte die Prüfung zusätzlich mindestens 
folgende Punkte umfassen:
•	 Wortlaut der Statuten zur Amtsdauer und 

Vollständigkeit der Protokolle;
•	 korrekte Einberufung der Generalversamm-

lung und tatsächliche Wahlakte;
•	 Dauer und Ursprung des Präsidentenamts 

sowie Zusammensetzung allfälliger Aus-
schüsse;

•	 Zeitpunkt und Inhalt von Handelsregister-
anmeldungen;

•	 die Frage, ob zwischenzeitlich nur noch fak-
tische Organe gehandelt haben.

Gerade in kleinen Gesellschaften mit verhärte-
ten Aktionärsverhältnissen entscheidet diese 
Dokumentationskette oft darüber, ob spätere 
Beschlüsse belastbar bleiben.

	➜ Fazit
Die Rechtsprechung zwingt nicht zu über-

bordender Formalistik, wohl aber zu saube-

rer organschaftlicher Hygiene. Wer Statuten, 

Wahlbeschlüsse, Konstituierung und Regis-

terpraxis konsequent dokumentiert, redu-

ziert nicht nur Prozessrisiken, sondern stärkt 

die Handlungsfähigkeit des Verwaltungsrats 

gerade in Situationen, in denen klare Legi-

timation besonders wichtig ist. Die Wahl des 

Verwaltungsrats ist kein punktuelles Ereig-

nis, sondern Teil einer laufenden Gover-

nance-Architektur – sie verdient entspre-

chende Aufmerksamkeit.45 n
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